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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Eine vom Vorsteher des EJPD im Sommer 1995 eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Herbst ihren Bericht über die Korruption in der Schweiz vor. Sie kam darin zum
Schluss, dass die Situation noch nicht alarmierend sei, aber doch gewisse Anzeichen für
eine Verschärfung der Lage bestehen. Nach Meinung der Experten sollte deshalb in
erster Priorität die Prävention verstärkt werden. Sie schlugen dazu eine striktere
Regelung der Zulässigkeit der Annahme von persönlichen Geschenken durch
Staatsangestellte vor. Im repressiven Bereich empfahlen die Experten eine
Verschärfung des Strafmasses für aktive Bestechung. Die Bestechung von
ausländischen Beamten soll in Zukunft in der Schweiz strafbar sein. Im Gleichschritt
mit den anderen Staaten soll nach Ansicht der Experten zudem ein Verbot des
Steuerabzugs für Schmiergeldzahlungen eingeführt werden. Bundesrat Koller kündigte
an, dass er bis Ende 1997 ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Korruption erarbeiten
lassen wolle, welches sich auf die Erkenntnisse dieser Arbeitsgruppe stützt. Der
Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine Motion Schüle (fdp, SH), welche ebenfalls
derartige Massnahmen verlangt. 1

MOTION
DATUM: 11.12.1996
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Schüle
(fdp, SH) für eine Ausweitung des Korruptionsbegriffs im Strafrecht (u.a. Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter) und für härtere Sanktionen. Diesen Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter fordert auch eine am 17. Dezember von der Schweiz
und 32 weiteren Staaten unterzeichnete OECD-Konvention. Da der Bundesrat das EJPD
aufgrund eines 1996 veröffentlichten Expertenberichts bereits mit der Ausarbeitung
entsprechender Gesetzestexte beauftragt hatte, lehnte es der Nationalrat ab, auch
selbst noch legislatorisch tätig zu werden, wie dies Rechsteiner (sp, SG) mit einer
parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 96.414) verlangt hatte. 2

MOTION
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Die 1999 eingereichte Motion (99.3518) Jans (sp, ZG), welche auch Schmiergelder an
Private nicht mehr als steuerrelevante Geschäftsunkosten gelten lassen wollte, wurde
vom Nationalrat abgelehnt. Der Bundesrat hatte dagegen geltend gemacht, dass dies ein
für die Wirtschaft schädlicher Alleingang der Schweiz bedeuten würde, da andere
Industriestaaten vergleichbare Bestimmungen kennen. 3

MOTION
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat 2005 gutgeheissene Motion Gysin (sp, BS),
welche Personen, die über eventuelle Straftaten wie Korruption an ihrem Arbeitsplatz
informieren (so genannte Whistleblower) vor Entlassung schützen will. Da der Ständerat
auf Antrag seiner Rechtskommission einige Präzisierungen am Motionstext vornahm,
muss der abgeänderte Vorstoss noch einmal vor die grosse Kammer. Die wichtigste
Präzisierung betraf die Feststellung, dass dieser Schutz vor Entlassung oder anderen
arbeitsrechtlichen Sanktionen nur dann gelten soll, wenn der Whistleblower zuerst
firmenintern, dann die Strafbehörden und erst am Schluss, sozusagen als Ultima Ratio,
die Öffentlichkeit über die verdächtigen Vorgänge informiert hat. 4

MOTION
DATUM: 22.03.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat übernahm die vom Ständerat angebrachten Präzisierungen an der von
ihm bereits 2005 gutgeheissenen Motion Gysin (sp, BS) über den Schutz von so
genannten Whistleblowern vor Entlassung. Gegen eine Überweisung der Motion stellte
sich die SVP, welche argumentierte, dass das bestehende Arbeitsrecht genügend Schutz
für Whistleblower biete. 5

MOTION
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER
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In der Frühjahrssession nahm der Nationalrat eine Motion Büchel (svp, SG) an, welche
den Bundesrat beauftragt, dem Parlament Massnahmen für die Bekämpfung der
Korruption und Wettbewerbsmanipulation im organisierten Sportbetrieb zu
präsentieren. Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates
reichte darauf ein Postulat (11.3754) ein, nach welchem der Bundesrat zuerst die bereits
vorhandenen Instrumente auf ihre Effektivität hin prüfen soll. Die kleine Kammer lehnte
infolge die Motion ab und überwies das Postulat. 6

MOTION
DATUM: 27.09.2011
NADJA ACKERMANN

Als Erstrat lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die den Bundesrat
mit der Schaffung einer Meldestelle für Korruption – analog der Meldestelle für
Geldwäscherei – beauftragen wollte. Zu den Aufgaben der neuen Behörde sollten unter
anderem die Prüfung von Verdachtsmeldungen, die Korruptionsprävention und der
Schutz von Whistleblowern gehören. Da diese Aufgaben bereits von verschiedenen
Behörden wahrgenommen würden, erachtete der Bundesrat die Schaffung einer
eigenen, zentralen Stelle als nicht notwendig und empfahl die Motion zur Ablehnung.
Darüber hinaus würden sich eine Verschärfung des Korruptionsstrafrechts sowie eine
Vorlage über den Whistleblower-Schutz im Privatrecht, die beide vom Bundesrat
bereits verabschiedet wurden, des erkannten Handlungsbedarfs in diesem Bereich
annehmen. 7

MOTION
DATUM: 07.05.2014
NADJA ACKERMANN

Als Mitglied der parlamentarischen OECD-Delegation reichte Ständerat Ruedi Noser
(fdp, ZH) im Sommer 2023 eine Motion ein, mit der er den Bundesrat aufforderte, das
schweizerische Dispositiv zur Korruptionsbekämpfung an die Anforderungen der
OECD-Anti-Korruptionskonvention anzupassen. Die OECD kritisiere die Schweiz
immer lauter, dass sie erkannte Lücken in ihrer Korruptionsbekämpfung nicht schliesse,
konkret, dass sie keinen gesetzlichen Schutz für Whistleblowerinnen und Whistleblower
habe, begründete Noser seinen Vorstoss. Mit der Motion forderte er erstens die
Schaffung eines geeigneten Rechtsrahmens für den Schutz von Whistleblowerinnen und
Whistleblowern im privaten Sektor und zweitens die Erhöhung der aktuell auf CHF 5
Mio. festgesetzten Höchststrafe für juristische Personen in Art. 102 StGB. Der
Bundesrat beantragte beide Ziffern der Motion zur Ablehnung. Der geltende
Strafrahmen sei angemessen, da der betreffende Artikel nicht Korruptionstatbestände
wie Geldwäscherei oder Bestechung bestrafe, sondern lediglich die
Organisationsmängel, infolge deren diese Delikte nicht verhindert wurden. Bei der
Forderung nach einer Whistleblowing-Gesetzgebung verwies die Regierung auf den
Entwurf von 2013, der vom Parlament abgelehnt worden sei. Mangels neuer
Erkenntnisse sehe sie sich nicht in der Lage, nun eine mehrheitsfähige Vorlage zu
präsentieren. In der Herbstsession 2023 sprach sich der Ständerat dennoch deutlich
für einen neuen Anlauf aus: Er nahm Ziffer 1 der Motion mit 35 zu 2 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. Ziffer 2 des Vorstosses hiess er mit Stichentscheid der Präsidentin Eva
Herzog (sp, BS) ebenfalls gut. 8

MOTION
DATUM: 27.09.2023
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Nachdem der Bundesrat in der Begründung seiner Ablehnung gegen die Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) deutlich gemacht hatte, dass er für eine Änderung der
Rechnungslegungsvorschriften und einer Sonderbehandlung von Banken gegenüber
anderen Unternehmen keine Notwendigkeit sehe, lehnte der Nationalrat den Vorstoss
der Baselbieter Genossin mit 124 zu 64 Stimmen diskussionslos ab. Ziel der Motion wäre
gewesen, die Banken gesetzlich zu einer Offenlegung von Zahlungen an politische
Parteien und/oder Kampagnen zu verpflichten, was in der grossen Kammer lediglich
bei allen Mitgliedern der grünen und der SP-Fraktion, sowie zwei CVP-Mitgliedern auf
offene Ohren stiess. 9

MOTION
DATUM: 09.03.2009
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Carlo Sommaruga (sp, GE) forderte im Juni 2022 in einer Motion die Stärkung des
Privatsektors in den Schwerpunktländern der internationalen Zusammenarbeit der
Schweiz. Der Bundesrat solle in der neuen Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors in den Partnerländern priorisieren. Sommaruga wünschte sich
insbesondere einen Fokus auf die Schaffung von mehr menschenwürdigen
Arbeitsplätzen, was bereits einer der vier thematischen Schwerpunkte der IZA-Strategie
2021-2024 gewesen sei. Durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen könne man
Privatinitiativen fördern und zu einer verantwortungsvollen Verwaltung öffentlicher
Mittel beitragen, womit wiederum die Stabilität und die wirtschaftliche Gouvernanz
gestärkt würden. Die Festigung des lokalen Privatsektors könne zudem zu den anderen
thematischen Schwerpunkten der IZA beitragen, beispielsweise der Bekämpfung des
Klimawandels, der Verringerung irregulärer Migration und der nachhaltigen
Bewirtschaftung von natürlichen Ressourcen. In seiner Stellungnahme kündigte der
Bundesrat an, im ersten Halbjahr 2023 die Vernehmlassung zur Botschaft über die IZA-
Strategie 2025-2028 zu eröffnen. Da die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors bei der Erarbeitung der Botschaft berücksichtigt würden, beantragte er
die Annahme der Motion. 
In der Herbstsession 2022 zeigte Aussenminister Cassis der kleinen Kammer auf, dass
die DEZA und das SECO konkret dazu beitragen würden, im Rahmen der IZA die
Rahmenbedingungen für lokale Unternehmen zu verbessern. Über die Stiftung SIFEM –
die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes – habe die Schweiz in den
letzten fünfzehn Jahren zudem bereits über 900'000 Arbeitsplätze geschaffen oder
erhalten. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge einstimmig an. 10

MOTION
DATUM: 27.09.2022
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Motion von Carlo
Sommaruga (sp, GE), die eine Stärkung des Privatsektors in den Schwerpunktländern
der internationalen Zusammenarbeit der Schweiz verlangte. Eine Minderheit der
vorberatenden APK-NR, angeführt von Andreas Aebi (svp, BE), beantragte die Ablehnung
der Motion. Kommissionssprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) setzte
sich im Namen der Mehrheit für die Annahme des Vorstosses ein und verlangte, dass
die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsplätze mittels Förderung des lokalen
Privatsektors ein Schwerpunkt in der IZA 2025-2028 werden solle. Sie argumentierte,
dass dadurch im Sinne der Nachhaltigkeitsziele ein Systemwechsel vor Ort initiiert
werden könnte. Die Motion stehe zudem im Einklang mit dem Programm zur
Weiterentwicklung der Entwicklungszusammenarbeit. Ihr Kommissionskollege Laurent
Wehrli (fdp, VD) ergänzte, dass die Stärkung des Privatsektors zu weiteren thematischen
Schwerpunkten der IZA beitrage, namentlich der Bekämpfung des Klimawandels und der
nachhaltigen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen. 
Minderheitensprecher Andreas Aebi teilte zwar das Anliegen der Motion, befand sie
aber für überflüssig, da die Einbindung des Privatsektors laut DEZA bereits Tatsache sei.
Die Motion verursache somit nur unnötige Kosten ohne wirklichen Mehrwert. Bundesrat
Ignazio Cassis befürwortete im Namen des Bundesrates die Annahme der Motion und
versprach, die bisher in diesem Bereich gemachten Erfahrungen in die Prioritäten der
kommenden IZA-Strategie einfliessen zu lassen. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 116 zu 61 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich an. Die Gegenstimmen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der SVP, wobei sich diesen auch einige Vertreter und
Vertreterinnen der FDP und der Mitte anschlossen. 11

MOTION
DATUM: 09.03.2023
AMANDO AMMANN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Die SP verfolgte die Idee einer gesetzlichen Limitierung der Ausgaben für Kampagnen
weiter und kündigte an, die Lancierung einer Volksinitiative zu diesem Thema zu prüfen.
Im März wurde einer parlamentarischen Initiative (07.471) mit der Forderung, die
Ausgaben für Wahlkampagnen gesetzlich zu beschränken, vom Ständerat keine Folge
gegeben. Mit Vorstössen zur Offenlegung der Spender und für eine staatliche
Parteienfinanzierung war die SP bisher ebenfalls stets gescheitert. Neue Nahrung
erhielten die SP-Forderungen im Herbst durch die Bankenkrise. Die Sozialdemokraten
kritisierten die Parteispenden von Grossbanken heftig und zeigten sich insbesondere
verärgert darüber, dass die staatlich unterstützte UBS weiterhin Spenden an Parteien
ausrichten kann. Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) reichte eine Motion mit der
Forderung ein, dass Banken in ihrer Rechnungslegung Spenden an Parteien oder für
politische Kampagnen ausweisen sollen. 12

MOTION
DATUM: 28.10.2008
SABINE HOHL

1) AB SR, 1996, S. 1146 ff.; Presse vom 12.11.96.
2) AB NR, 1997, S. 1012 ff.; AB NR, 1997, S. 1015 f.
3) AB NR, 2000, S. 1527 f. 
4) AB SR, 2006, S. 264 f. 
5) AB NR, 2007, S. 1132 ff.; SHZ, 14.3.07. 
6) AB NR, 2011, S. 528; AB SR, 2011, S. 923
7)  Mo. 12.3473 ; AB NR, 2014, S. 739 f.
8) AB SR, 2023, S. 957 ff.; TA, 28.9.23
9) AB NR, 2009, S. 235
10) AB SR, 2022, S. 933 f.; Mo. 22.3534
11) AB NR, 2023, S. 353f.; Bericht APK-NR vom 17.1.23
12) Aktivitäten der SP zur Parteienfinanzierung: Bund, 19.2.08; AZ, 21.10.08; BaZ, 28.10.08. ; Pa. Iv. Bonhôte: AB SR, 2008, S.
188. Motion Leutenegger Oberholzer: Mo 08.4049.
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